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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 28. 


(Nr. 2612.) Allerhoͤchſte Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde vom 17. Auguſt 1845. für 
0 die Potsdam = Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft nebſt dem Statut. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem für den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn, welche im Anſchluſſe an 

die Berlin-Potsdamer Bahn von Potsdam uͤber Brandenburg, Genthin und 

Burg nach Magdeburg führt, und fich an die dort ausmuͤndenden Eiſenbahnen 

unmittelbar anſchließt, unter der Benennung: 

„Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft“ 

eine Aktiengeſellſchaft mit einem vorlaͤufig auf 4 Millionen Thaler feſtgeſetzten 
rundkapitale gebildet worden iſt, wollen Wir zur Ausfuͤhrung der vorbezeich⸗ 

neten Eiſenbahn hiemit Unſere landesherrliche Genehmigung unter folgenden 

Bedingungen ertheilen: 

1) daß der Uebergang mehrgedachter Bahn uͤber die Elbe und deren Ans 
ſchluß an die von Magdeburg weiter fuͤhrenden Eiſenbahnen nach der 
von Unſerem Kriegsminiſter und Unſerem Finanzminiſter zu treffenden 
Beſtimmung auszufuͤhren iſt; f 0 

D daß dem Staate die Genehmigung des Bahngeld- und des Frachttarifs, 
ſowie jeder Abaͤnderung deſſelben, desgleichen die Genehmigung und nöthi- 
genfalls auch die Abaͤnderung des Fahrplanes vorbehalten bleibt, 

d 


un 
3) daß die allgemein feſtgeſtellten Bedingungen in Betreff der Benutzung der 
Eiſenbahnen fuͤr militaitische Zwecke (Geſetſammlung fuͤr 1843. S. 973 
in Anwendung kommen. 

Auch wollen Wir das Statut der Eingangs gedachten Potsdam⸗Mag⸗ 
deburger Eiſenbahngeſellſchaft, wie ſolches auf Grund der in den Generalver⸗ 
ſammlungen vom 24. Oktober 1844. und 5. Juni 1845., nach Inhalt der Uns 
vorgelegten gerichtlichen Protokolle, gefaßten Beſchluͤſſe in der Anlage feſtgeſtellt 

54 worden iſt, in allen Punkten genehmigen und die mehrgedachte Geſellſchaft als 
eine Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 
Jahrgang 1848. (Nr. 2612.) 78 1843. 


Ausgegeben zu Berlin den 22. September 1845. 
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1843. (Geſetzſammlung für 1843. Seite 341. ff.) hiemit beſtaͤtigen, indem Wir 
zugleich beſtimmen, daß, ſoweit nicht in der gegenwaͤrtigen Urkunde oder in dem 
Statute beſondere Feſtſetzungen getroffen worden, die in dem Geſetze über die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetzſammlung für 1838. 
Seite 505. ff.) ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen 
95 bis Expropriation, auf die vorbezeichnete Eiſenbahn Anwendung fin— 
en ſollen. 

Gleichzeitig wollen Wir, nachdem zwiſchen der unterm 23. Septem⸗ 
ebr 1837. beſtaͤtigten Berlin-Potsdamer und der Potsdam-Magdeburger Eiſen— 
bahngeſellſchaft, nach Inhalt der Uns vorgelegten Verhandlungen der General⸗ 
Verſammlung der erſtgedachten Geſellſchaft vom 11. Dezember 1844. und der 
letztgedachten Geſellſchaft vom 5. Juni 1845., ein Vertrag wegen Veraͤußerung 
der Berlin-Potsdamer Eiſenbahn in der Art abgeſchloſſen worden iſt, daß die 
Stammaktien der Berlin-Potsdamer Eiſenbahngeſellſchaft im Kapitalbetrage 
von 1,000,000 Thaler zum Kurſe von 200 Prozent in Obligationen der Pots— 
dam⸗ Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft umgeſchrieben werden ſollen, und daß 
dagegen, wenn der Betrieb auf der Potsdam- Magdeburger Eiſenbahn von 
Potsdam bis zur Friedrichsſtadt Magdeburg eroͤffnet ſein wird, die Berlin⸗ 
Potsdamer Eiſenbahn mit ſaͤmmtlichen Aktivis und Paffivis der Berlin-Pots⸗ 
damer Eiſenbahngeſellſchaft in das Eigenthum der Potsdam⸗Magdeburger 
Eiſenbahngeſellſchaft uͤbergehen und demnaͤchſt die Auflöfung jener Geſellſchaft 
erfolgen ſoll, zu dieſem Vertrage Unfere Zuſtimmung ertheilen. Insbeſondere 
wollen Wir demgemaͤß hiedurch die Auflöfung der Berlin-Potsdamer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft zu dem gedachten Zeitpunkte genehmigen, auch geſtatten, daß an 
Stelle der von dieſer Geſellſchaft auf Grund des unterm 6. April 1839. beſtaͤ⸗ 
tigten Statutnachtrages zum Kapitalsbetrage von 400,000 Rthlr. emittirten und 
bis auf 367,200 Rthlr. amortiſirten Prioritaͤtsaktien von der Potsdam-Magde⸗ 
weden A ene Obligationen zu dem letzteren Betrage emittirt 
werden, und mit Bezug auf Unſer Privilegium vom heutigen Tage zu der Er⸗ 
höhung des Grundkapitals der Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft um 
den Betrag von 2,367,200 Rthlr. mittelſt Ausgabe auf den Inhaber lautender 
Obligationen, Unſere Zuſtimmung ertheilen. 

Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beftätigungs=Urfunde iſt mit dem 
beftätigten Statute und dem vorgedachten Privilegium durch die Geſetzſammlun 
bekannt zu machen. 

Gegeben Stolzenfels, den 17. Auguſt 1845. 


d. s) Friedrich Wilhelm. 


Flottwell. Ühden. 


Statut 


* 


— 
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Statut der Potsdam Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 


m dem Namen 
„der Potsdam: Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft“ 


iſt eine Aktiengeſellſchaft zu dem Zwecke zuſammengetreten, eine Eiſenbahn von 
Potsdam uͤber Brandenburg, Genthin und Burg nach Magdeburg, welche 
die Berlin-Potsdamer Eiſenbahn mit den bei Magdeburg ausmuͤndenden 
Bahnen verbinden ſoll, zu erbauen und zum Transport von Perſonen, Waaren 
und andern Gegenftänden für gemeinſchaftliche Rechnung zu benutzen. Die 
Geſellſchaft behaͤlt ſich vor, bei einer Vereinigung ihrer Bahn mit der Berlin⸗ 
Potsdamer, den Namen einer Berlin Potsdam Magdeburger Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft anzunehmen. Die Bedingungen, unter welchen ihr Unternehmen aus⸗ 
geführt werden ſoll, find nachſtehend feſtgeſetzt und bilden das von den Geſell⸗ 
ſchaftsmitgliedern vereinbarte Statut. 


Erſter Abſchnitt. 
Fonds der Geſellſchaft, PER Rechte und Pflichten ihrer 


itglieder. 


8.1. 

Zur Erreichung des Zwecks der Geſellſchaft iſt nach einem gemachten 
Ueberſchlage ein Kapital von Vier Millionen Thalern Preußiſch Kurant er⸗ 
forderlich, welches durch Vierzig Tauſend Aktien, jede zu Einhundert Thalern 


Preußiſch Kurant zuſammengebracht werden ſoll. 
N 

Die Ausfertigung der Aktien bleibt bis zur Einzahlung des gangen 
Nennwerths ausgeſetzt. Bis zur Einzahlung von Vierzig Prozent wird uber 
5 Zahlungen jedes Aktionairs auf einem Bogen quittirt. Nach erfolgter 
Einzahlung von vierzig Prozent wird fuͤr jede Aktie ein mit dem Namen des 
ners verſehener Quittungsbogen ausgegeben und darauf uͤber den Empfang 
er Theilzahlungen quittirt. 


§. 3. sch 

Die Einzahlungen geſchehen entweder in Raten von Zehn Thalern auf 
jede Aktie in den vom Direktorio zu beſtimmenden und mindeſtens vier Wochen 
vor der jedesmaligen Verfallzeit bekannt zu machenden Friſten, oder auch auf 
einmal, nach Wahl des Aktionairs, an die Geſellſchaftskaſſe oder die beſonders 
namhaft zu machenden Agenten der Geſellſchaft. Im Falle der vollen Ein— 
Cr. 26120 78 * zahlung 


= We = 


Bonzen wird dem Aktionair eine Originalaktie mit einer fuͤr die Dauer der 
auzeit ausreichenden Anzahl Zinskupons (F. 8.) ausgehaͤndigt. 


f §. 4. a 
Die Annahme des ganzen Kapitals erfolgt nur bei der erſten und zwei⸗ 
ten Einzahlung, ſpaͤter kann nur die ausgeſchriebene Rate eingezahlt werden. 


§. 5. 


Wenn auf eine Aktie eine der ausgeſchriebenen Theilzahlungen zur Ver⸗ 
fallzeit nicht engel en iſt, ſo wird der Eigenthuͤmer derſelben, unbeſchadet 
der Rechte der Geſellſchaft an die erſten Zeichner ($. 2. Nr. 3. des Geſetzes 
vom 3. November 1838.) vom Direktorio oͤffentlich aufgefordert, die ausge⸗ 
bliebene Zahlung und außerdem eine Konventionalſtrafe von Zwei Thalern 
Preußiſch Kurant, ſpaͤteſtens ſechs Wochen nach dem erſten Verfalltage, an 
die Geſellſchaftskaſſe zu entrichten. Wer dieſer Aufforderung nicht vollſtaͤndig 
und puͤnktlich Genuͤge leiſtet, verliert dadurch ſein Anrecht auf die betreffende 
Aktie und buͤßt die auf dieſelbe geleiſteten früheren Zahlungen ein. Der dar⸗ 
uͤber ausgegebene Quittungsbogen wird demgemaͤß vom Direktorio durch eine 
Öffentliche Bekanntmachung für null und nichtig erklaͤrt. Zugleich wird anſtatt 
dieſer erloſchenen Aktie eine andere Aktie unter einer neuen Nummer vom Di⸗ 
rektorio kreirt, fuͤr dieſelbe ein mit ihrer Nummer verſehener neuer Quittungs⸗ 
bogen ausgefertigt und beftmöglichft zu Gunſten der Geſellſchaftskaſſe verkauft. 


H. 6. 


Nach Eingeblung von vierzig Prozent kann das Anrecht auf eine Aktie 
auch vor Ausfertigung des Aktiendokuments an Dritte übertragen werden. Eine 
ſolche Uebertragung wird vom Direktorio nur dann beachtet, wenn ſie aus dem 
Quittungsbogen erſichtlich iſt. 

L.. 

Wer daher vor erfolgter Aushaͤndigung einer Aktie ſein Anrecht auf die⸗ 
ſelbe nachweiſen will, hat den darüber ausgegebenen Quittungsbogen zu pro⸗ 
duziren und außerdem, wenn er nicht der darin benannte erſte Erwerber ber 
Aktie iſt, durch eine oder mehrere Zeſſionen oder andere rechtsverbindliche Ur⸗ 
kunden, die auf dem Quittungsbogen ſelbſt geſchrieben oder demſelben annektirt 
fein muͤſſen, darzuthun, daß das Anrecht auf die Aktie auf ihn eee ene 
iſt. Die Geſellſchaft iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Echtheit der ihr 
ſolchergeſtalt produzirten Zeſſionen zu prüfen 


$. 8. 

Saͤmmtliche Einſchuͤſſe der Aktionaire werden bis zur erfolgten et 
lung des Nominalbetrages der ganzen Aktien, reſpektive bis zum Ende es⸗ 
jenigen Jahres, in welchem die Bahn ihrer ganzen Ausdehnung nach in Be⸗ 
trieb geſetzt werden wird, mit jahrlich vier Prozent verzinſet. Die Zinſen jeder 
Theilzahlung werden von dem erſten Tage des auf den Verfalltag zunaͤchſt 
folgenden Monats ab gerechnet. 9 9 
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Se: * ’ 
Wer nach H. 3. bei der Einzahlung der erſten oder zweiten Rate den 
vollen Betrag des Nominalkapitals einzahlt, erhaͤlt mit der Originalaktie eine 
angemeſſene Anzahl von Kupons zur Erhebung von halbjaͤhrigen Zinſen aus⸗ 
gehändigt. 
$. 10. 


5 Die Zinſen der zuerſt eingeſchoſſenen vierzig Prozent werden bei der 
naͤchſten Theilzahlung dadurch berichtigt, daß ſie von dem Betrage derſelben in 
Abzug kommen, wobei es aber dem Direktorio freiſteht, die zu verguͤtenden 
Zinsſummen abzurunden. Der Betrag der uͤbrigen Zinſen wird bei der letzten 
in jedem Jahre geforderten Theilzahlung in Abzug gebracht. 


§. 11. 5 


Die Uebertragung des Anrechts auf eine gewiſſe Aktie verleihet zugleich 
ohne Weiteres das Recht auf die Zinſen derſelben. RT 
3 
Die Aktien ſelbſt werden ſtempelfrei fuͤr die Inhaber ausgefertigt und 
nach Entrichtung des ganzen Nominalbetrages und der letzten Theilzahlung an 


die nach F. 7. legitimirten rechtmäßigen Beſitzer der betreffenden Quittungs⸗ 
bogen gegen Ruͤckgabe derſelben ausgeliefert. 


$. 13. 


Jeder Aktionair hat als ſolcher, nach Verhaͤltniß des von ihm ger 
ten Einſchuſſes gleichen Antheil am geſammten Eigenthum, Gewinn und Ver⸗ 
luſt der Geſellſchaft, ohne jemals zur Entrichtung eines Zuſchuſſes uͤber den 
Nominalbetrag ſeiner Aktien hinaus verbunden zu ſein. N 


$. 14. 


n Wenn die Eiſenbahn 7075 den Staͤdten Potsdam und Magdeburg 
in Betrieb geſetzt iſt, ſo hoͤrt die regelmaͤßige Verzinſung mit vier Prozent auf 
und es wird von dem jaͤhrlichen Reinertrage derſelben eine vom Geſellſchafts⸗ 
Ausſchuſſe zu beſtimmende Summe vorweg abgezogen und zu einem Reſerve⸗ 
fonds geſammelt. 2 


$. 15. f 


Der Reſervefonds iſt ſowohl fuͤr unvorhergeſehene roͤßere Ausgaben, 
als auch zur Beſchaffung der Mittel zur Erneuerung ber chienen, Schwellen 
und größeren Bauwerke beſtimmt, und es darf die jährlich zum Reſervefonds 
uruͤckzulegende Summe nicht unter einem und nicht uͤber zwei Prozent des 
Anlagekapitals betragen, doch findet die Anſammlung des eſervefonds nur 
in ſoweit Statt, als derſelbe nicht mehr als zehn Prozent des geſammten An⸗ 
lagekapitals der Bahn betraͤgt. 

Die regelmaͤßige Unterhaltung der Bauwerke, der Bahn und der Be⸗ 
triebsmittel muß aus den laufenden Betriebs⸗Einkuͤnften beſtritten und es En 
(Nr. 2612.) nicht 


u  - us 


nicht zur Vertheilung derfelben unter die Aktionaire geſchritten werden, bevor 
nicht durch eine, mit Zuziehung des Koͤniglichen Kommiſſarius vorzunehmende 
Reviſion feſtgeſtellt iſt, daß alle dieſe Gegenſtaͤnde waͤhrend des verfloſſenen 
Jahres in gehoͤrigem Stande erhalten find, reſpektive bevor nicht die zur Nach- 
holung des Verſaͤumten erforderliche Summe abgeſondert und ein Bauetat 
fuͤr das laufende Jahr ſeſtgee iſt. Der ſich dann ergebende Reſt des Rein— 
ertrages des verfloſſenen Betriebsjahres wird mit Vermeidung unbequemer 
Bruchtheile als Dividende unter die Aktionaire vertheilt. 

Der Betrag der jedesmaligen Dividende und die Zeit ihrer Zahlung wird 
vom Direktorio oͤffentlich bekannt gemacht. 


$. 16. 


Mit jeder Aktie wird eine angemeſſene Anzahl auf den Inhaber lauten— 
der Dividendenſcheine ausgegeben, auf, welche der Betrag der Dividende alljähr: 
lich bei der Geſellſchaftskaſſe erhoben werden kann. Sind dieſe Dividenden— 
ſcheine eingeloͤſt, ſo wird das Direktorium den Aktionairen neue zuſtellen und 
dies auf den Aktien vermerken laſſen. 


. 
Wenn Dividenden innerhalb vier Jahren von der Verfallzeit an gerech- 
net, nicht erhoben worden find, fo fallen fie einem zur Unterſtuͤtzung der Betriebs— 
Beamten zu bildenden Unterſtuͤtzungsfonds anheim. 


Zweiter Abſchnitt. 


Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung der gemeinſamen An— 
5 gelegenheiten derſelben. 


§. 18. 


Die Geſellſchaft behaͤlt ſich vor, uͤber beſonders wichtige Angelegenheiten 
in Generalverſammlungen ihrer Mitglieder zu beſchließen. Außerdem wird ſie 
durch einen Ausſchuß vertreten, welcher zur Verwaltung der gemeinſamen An⸗ 
1 Were ein Direktorium beſtellt. Die Stadt Potsdam iſt das Domizil 
er Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung, ihren Gerichtsſtand hat ſie 
beim Koͤniglichen Stadtgerichte daſelbſt. Durch Beſchlußnahme der General— 
Verſammlung kann jedoch der Sitz der Direktion und das Domizil der Geſell— 
ſchaft nach Berlin verlegt werden. 

Der Gerichtsſtand geht alsdann auf das Koͤnigliche Stadtgericht da— 
ſelbſt uͤber. 


A. Generalverſammlung. 
In jedem Jahre wird, der Regel nach im Mai, eine Generalverſamm— 


lung der Aktionaire gehalten. Außerordentliche Generalverſammlungen werden 
ein erufen, ſo oft es der Ausſchuß für nöthig befindet. 5 
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H. 19. 


An den Generalverſammlungen koͤnnen nur ſolche Aktionaire Theil neh— 
men, die zehn oder mehr Aktien beſitzen. Der Beſitz von je zehn Aktien giebt eine 
Stimme. Niemand kann mehr als zwanzig Stimmen fuͤr ſeine Perſon abgeben. 

Jeder ſtimmfaͤhige Aktionair kann ſich durch einen andern, von ihm mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen ſtimmfaͤhigen Aktionair vertreten laſſen. Es 
darf jedoch Niemand in der Eigenſchaft als Bevollmaͤchtigter mehr als zwanzig 
Stimmen abgeben. Handlungshaͤuſer koͤnnen durch ihre Prokuratraͤger vertre⸗ 
ten werden, auch wenn letztere nicht ſelbſt Aktionaire find. Moraliſche Per⸗ 
ſonen, Ehefrauen, Minderjaͤhrige und ſonſt bevormundete Perſonen werden durch 
ihre geſetzlichen Vertreter reprafentirt, auch wenn dieſe nicht Aktionaire find, 
oder Bevollmaͤchtigte dieſer Vertreter aus der Zahl der Aktionaire. 8 

Die verfaffung&mäßigen Beſchluͤſſe der General: Berfammlungen haben 
ohne . auf die Anzahl der Anweſenden fuͤr alle Aktionaire verbind— 
liche Kraft. 


H. 20. 


Die ſtimmfaͤhigen Aktionaire werden zur Generalverſammlung durch eine 
vom Vorſitzenden des Ausſchuſſes mindeſtens Drei Wochen vor dem Termine 
zu erlaſſende öffentliche Bekanntmachung eingeladen, die eine kurze Angabe der 
falt . in der Verſammlung beſtimmten wichtigeren Gegenſtaͤnde ent— 
alten muß. ’ 


§. 21. 


Jeder Aktionair, der an einer Generalverſammlung Theil nehmen will, 
hat ſich an den dazu jedesmal beſonders zu beſtimmenden Tagen bei den von 
dem Direktorio In beſtimmenden Beamten oder Bevollmächtigten der Geſell— 
ſchaft als Inhaber von zehn oder mehr Aktien zu legitimiren und erhält hier 
auf eine Eintrittskarte, auf welcher die Anzahl der ihm gebuͤhrenden Stimmen 
vermerkt iſt. Die Direktion iſt verpflichtet, uͤber die Anmeldungen zu jeder 
Generalverſammlung durch eins ihrer Mitglieder und einen ihrer Beamten ein 
Protokoll führen zu laſſen, worin dieſe pflichtmaͤßig verſichern, wie die Legiti 
mation der ſich meldenden Aktienbeſitzer gefuͤhrt ſei und worin die Nummern 
verzeichnet ſind, uͤber deren Beſitz ſie ſich ausgewieſen haben. 

Dieſes Protokoll iſt in der Generalverſammlung auszulegen. 


$. 22. 


Die Generalverſammlungen werden von dem Vorſitzenden des Aus⸗ 
ſchuſſes oder deſſen Stellvertreter geleitet. Ueber ihre Verhandlungen und 
Beſchluͤſſe wird ein Protokoll aufgenommen und außer von dem Protokoll⸗ 
fuͤhrer, von dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes und von drei Aktionairen, welche 
letztere weder zum Ausſchuſſe, noch zum Direktorium, noch zu den Geſellſchafts⸗ 
Beamten gehören dürfen, durch Unterſchrift vollzogen. Die Auswahl des Pro— 
tokollführers und der gedachten drei Aktionaire bleibt dem Vorſitzenden des 
Ausſchuſſes uͤberlaſſen. 

(Nr, 2612) : Wenn 


BR 


Wenn in einer Generalverſammlung Ausſchußmitglieder gewählt werden 
ſollen, ſo muß uͤber die betreffenden Verhandlungen ein gerichtliches oder no⸗ 
tariell beglaubigtes Protokoll aufgenommen werden, bei welchem die Zuziehung 
des vorſtehend erwaͤhnten Protokollfuͤhrers wegfaͤllt, jedoch die Unterſchrift dreier 
anweſend geweſenen Aktionaire genuͤgt. 5 

F. 23. 
Die Geſchaͤfte der Generalverſammlung ſind folgende: 

1) die Wahl der Ausſchußmitglieder und ihrer Stellvertreter (§. 27.) und 
im Falle des $. 31. deren Remotion. Dieſelben werden durch relative 

Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire gewaͤhlt. Im Falle einer 

Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Lehnt ein Aktionair oder Stell⸗ 

vertreter die auf ihn gefallene Wahl ab, ſo ruͤckt derjenige ein, der nach 

dem Gewaͤhlten die meiſten Stimmen hat. Ferner bleibt den General⸗ 

Verſammlungen die Beſchlußnahme vorbehalten, 

2) über die Anlage von Zweig-, Verbindungs- und anderen Bahnen, 

3) un die Vermehrung des Geſellſchaftsfonds durch Emiſſion neuer 

tien, . 

4) tiber die Aufnahme von Darlehnen für Rechnung der Gefellfchaft, 

5) über Ergänzung und Abänderung des Statuts, 

6) über die Auflöfung der Gefellfchaft, 

7) über alle andere Angelegenheiten der Geſellſchaft, die ihr vom Diref- 
torio, vom Ausſchuſſe oder von einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung 
vorgelegt werden. SEHR, 

Es muß in den regelmäßigen jährlichen Generalverfammlungen 

8) der Geſchaͤftsbericht des Direftorii vorgelefen, 

9) die Rechnung uͤber das vorhergehende Verwaltungsjahr vorgelegt und 
ei A Abſchluß derſelben unter die Aktionalre vertheilt werden. 

ndlich 

10) gebührt den Generalverſammlungen, nach Maaßgabe des $. 43., die 
vorläufige Entſcheidung uͤber folche Rechnungserinnerungen des Aus⸗ 
ſchuſſes, uͤber welche derſelbe mit dem Direktorio ſich nicht einigen kann. 


Die Verhandlungen des Ausſchuſſes muͤſſen in jeder Generalverſammlung 
zur Einſicht der Aktionaire bereit liegen. Zur Guͤltigkeit der unter Nr. 2. bis 
b. gedachten Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen iſt die Genehmigung des 
Staats erforderlich. 


H. 24. 


Wenn einzelne Aktionaire einen + ra in der Generalverſammlung 
zum Vortrage bringen wollen (F. 23. Nr. 7.) ſo muͤſſen ſie ihr Vorhaben 
unter ausfuͤhrlicher Angabe der Motive mindeſtens zehn Tage vor der Ver— 
ſammlung dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes schriftlich anzeigen. 

Jede Generalverſammlung ift befugt, die Ausſchreibung einer neuen 
Generalverſammlung zu beſchließen, um uͤber Fragen zu entſcheiden, welche im 
Laufe der Diskuſſionen berathen ſind, welche aber nicht zur Entſcheidung zu 
Ee bringen 
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bringen waren, weil es an einem, zur Beſchlußnahme in derſelben Verſamm⸗ 
lung geeigneten Antrage fehlte. 5 
5 83 
Das Direktorium wird von allen Gegenſtaͤnden, die in einer General⸗ 


Verſammlung zum Vortrage kommen, mindeſtens fuͤnf Tage vorher durch den 
Vorſitzenden des Ausſchuſſes vollſtaͤndig in Kenntniß geſetzt. 
§. 26. 

In den Fallen des F. 23. entſcheidet in der Regel die abfolute Stim— 
menmehrheit der Anweſenden, und im Falle einer Stimmengleichheit, die 
Stimme des Vorſitzenden. 

Davon findet jedoch 
a) bei der Wahl der Ausſchußmitglieder und deren Stellvertreter die im 
$. 23. Nr. 1. beſtimmte Al nahe, und 5 
b) im Falle des $. 23. Nr. 6. die Abweichung Statt, daß die Auflöfung 
der Geſellſchaft nur durch zwei Drittheile der anweſenden Stimmen be⸗ 
ſchloſſen werden kann, welche zugleich zwei Drittheile ſaͤmmtlicher aus: 
gegebenen Aktien repraͤſentiren muͤſſen. 
Jedoch kann in einer zweiten deshalb berufenen Generalverſammlung 


durch einen Beſchluß von du der erſchienenen Aktionaire die Aufloͤ⸗ 


viertel 


ſung der Geſellſchaft beſchloſſen werden. 


Uebrigens bleibt es dem Vorſitzenden uͤberlaſſen, das bei Abſtimmungen 
zu beobachtende Verfahren feſtzuſetzen. 


B. Aus ſchuß. 


§. 27. 


Der Ausſchuß beſteht aus achtzehn Aktionairen, von denen Bine 
Berlin, Potsdam oder einer andern, von der Bahn beruͤhrten Stadt wohnen 
muͤſſen und die Magiſtrate zu Potsdam, Brandenburg, Burg und Magdeburg 
haben die Befugniß, ein Jeder ein Ausſchußmitglied aus der Zahl der Magi⸗ 
ſtratsglieder zu ernennen. f 

Dieſe zwei und zwanzig Ausſchußmitglieder waͤhlen aus den achtzehn 
von der Generalverſammlung erwaͤhlten Ausſchußmitgliedern unter Beobachtung 
der im H. 46. enthaltenen Vorſchriften drei ordentliche und drei ſtellvertretende 
Mitglieder des Direktorii, von denen mindeſtens drei Mitglieder, mit Einſchluß 
eines ordentlichen Mitgliedes, am Orte der Direktion 1 muͤſſen. 


$. 28. i 
Zur Vertretung der Ausſchußmitglieder in Behinderungsfaͤllen oder bei 
deren Abgange werden ſechs Stellvertreter, welche ſaͤmmtlich in den von der 
Bahn beruͤhrten Orten oder Berlin ihren Wohnſitz haben muͤſſen, gewählt, 
welche nach der Reihenfolge der Wahl eintreten. Auch hat jeder Magiſtrat 
für das von ihm gewählte Ausſchußmitglied einen Stellvertreter zu beftellen. 
Jahrgang 1848. (Nr. 2612.) 79 §. 29. 
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$. 29. 


Die von der Generalverſammlung zu beſtimmenden Ausſchußmitglieder 
und deren Stellvertreter werden auf drei Jahre gewaͤhlt. Je nach Ablauf 
dieſer drei Jahre waͤhlen die ſaͤmmtlichen Ausſchußmitglieder (mit Einſchluß 
der Vertreter der Stadtgemeinden) ſechs von den ahtyehn durch Beſchluß der 
Generalverſammlung in den Ausſchuß gelangten Mitgliedern, welche fuͤr die 
nächſten drei Jahre ordentliche Mitglieder des Ausſchuſſes bleiben. Alle uͤbri⸗ 
gen ſcheiden aus, es werden ſtatt ihrer andere von der Generalverſammlung 
gewaͤhlt, doch ſind die ausſcheidenden wieder waͤhlbar. 


H. 30. 

Zu Ausſchußmitgliedern koͤnnen nicht erwaͤhlt werden: 

a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen. 

Kein zur des Ausſchuſſes, reſpektive der Direktion, darf mit der 

Geſellſchaft Kauf- und Lieferungsvertraͤge ſchließen; 

b) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind oder mit ihren Glaͤubigern 
akkordirt haben, fo lange fie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachweiſen; 

c) Geſellſchaftsbeamte. 

H. 31. 

Wenn eines der vorſtehend erwaͤhnten Hinderniſſe (F. 30.) erſt nach er⸗ 
folgter Wahl eintritt, ſo iſt das betreffende Ausſchußmitglied verbunden, aus 
dem Ausſchuſſe ſofort auszuſcheiden. Im Weigerungsfalle kann es durch einen, 
ohne feine Zuziehung gefaßten Beſchluß des Ausſchuſſes bis zur naͤchſten Ge: 
neralverſammlung ſuspendirt und von letzterer removirt werden. 

$. 32. 

Jedes Mitglied des Ausſchuſſes (mit Ausſchluß des Magiſtratsdeputir⸗ 
ten) hat, um ſich als ſtimmfähiger Aktionair auszuweiſen, bei Antritt ſeines 
Amtes zehn Aktien und bis zur Ausgabe der Aktiendokumente zehn ihm zuge⸗ 
hoͤrige Quittungsbogen bei der Geſellſchaftskaſſe zu deponiren, welche ihm nach 
ſeinem Austritte aus dem Ausſchuſſe zuruͤckgegeben werden. 


$. 33. 

Der Ausſchuß waͤhlt alljaͤhrlich einen Vorſitzenden und fuͤr denſelben 
einen Stellvertreter. f 
§. 34. 


Der Ausſchuß erhaͤlt durch ſeine Wahl die Vollmacht, die Geſellſchaft 
nach Maaßgabe des Statuts vollſtaͤndig zu vertreten und mit Ausnahme der 
den Generalverſammlungen der Aktionaire vorbehaltenen Fälle (F. 23.) in 
allen Angelegenheiten verbindende Beſchluͤſſe für die Geſellſchaft zu faſſen. 


H. 35. 
Insbeſondere hat der Ausſchuß ü 
1) die 
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1) die Direktoren auf die F. 27. beſtimmte Weiſe zu waͤhlen, auch ſie, 
wie die übrigen Ausſchußmitglieder, nach Befinden aus ihren Stellen zu 
entfernen ($. 31.). Ueber jede Wahlverhandlung des Ausſchuſſes, ſei 
es, daß die Wahl 


a) der nach $. 29. zu beſtimmenden Mitglieder des Ausſchuſſes, welche 
nach Ablauf der dreijaͤhrigen Wahlperiode in ihren Stellen verblei— 
ben ſollen oder f 

b) des Vorſitzenden des Ausſchuſſes und feines Stellvertreters (F. 33.) 

de 


oder N 
c) der Direktoren und ihrer Stellvertreter ($. 35. Nr. 1.) 


betrifft, iſt ein gerichtliches oder notarielles Protokoll aufzunehmen; 
2) die erforderlichen, vom Direktorio zu entwerfenden Verwaltungsetats 
feſtzuſetzen und 
3) die Wahl des Rendanten und des erſten Betriebs beamten nach vorgaͤn⸗ 
iger Prüfung der Qualifikation derſelben zu beſtaͤtigen. Ferner iſt die 
enehmigung des Ausſchuſſes noͤthig: 
4) zur Feſiſtellung des Bauplans und zu weſentlichen Abweichungen von 
der genehmigten Bahnlinie und dem Bauplane ſelbſt; 
5) zur Anlage eines zweiten une 
6) zur Feſtſetzung des Tarifs der Bahngelder und der für den Transport 
von Perſonen oder Sachen zu entrichtenden Saͤtze; 
7) zu den mit den betreffenden Poſtverwaltungs⸗Behoͤrden etwa abzuſchlie⸗ 
ßenden Vertraͤgen; 
8) dur Uebernahme des Transportbetriebes auf anderen Eiſenbahnen für 
echnung der Geſellſchaft und zur Abſchließung diesfaͤlliger Vertraͤge 
mit anderen Eiſenbahngeſellſchaften, ſofern die Königliche Regierung hier⸗ 
uͤber keine Beſtimmungen trifft (F. 61.); 
9) zu jeder Verwendung, wodurch der Reſervefonds angegriffen oder ver⸗ 
mindert wird. 


$. 36. 


Ein Sauptgeicäft des Ausſchuſſes ift die Kontrolle der Verwaltung. 
Er kann deshalb jeder Zeit Einſicht in die Buͤcher, Akten und Korreſponden⸗ 
en des Direktorü verlangen. Auch muß ihm daſſelbe alle drei Monate einen 
eſchaͤftsbericht erſtatten und außerdem auf Erfordern uͤber jeden Verwal⸗ 
tungsgegenſtand die noͤthige Nachweiſung und Auskunft ertheilen. 


§. 37. 


Der Ausſchuß wird zur beſtaͤndigen Kontrollirung und Reviſion der 
Bücher des Direftorii einen beſondern, angemeſſen remunerirten Reviſor be⸗ 
ſtellen, welcher zugleich die eee des Aus ſchuſſes beſorgen und in 
den Konferenzen deſſelben das Protokoll fuͤhren muß. 


F. 38. 


Die Jahresberechnungen des Direktorü werden vom Ausſchuſſe gepruͤft, 
(Nr. 26129 79 * monirt 


u AU ai 


monirt und nach Erledigung der Einwendungen dechargirt. Entſtehen dabei 
Differenzen zwiſchen dem Ausſchuſſe und dem Direktorio, jo find dieſelben zu— 
voͤrderſt der naͤchſten Generalverſammlung der Aktionaire zur Beſchlußnahme 
vorzulegen. Regreßanſpruͤche gegen die Mitglieder des Direktorü koͤnnen jedoch 
nur im gewoͤhnlichen Rechtswege geltend gemacht werden. 


$. 39. 


Der Ausſchuß verſammelt ſich, fo oft er vom Vorſitzenden oder in Be— 
hinderungsfaͤllen von deſſen Stellvertreter einberufen wird. Dies muß allemal 
geſchehen, wenn mindeſtens drei Ausſchußmitglieder darauf antragen. 


$. 40, 


Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter ladet die Ausſchußmitglieder 
ſchriftlich zu den Verſammlungen ein und bezeichnet dabei die zur Berathung 
beſtimmten wichtigern Gegenſtaͤnde. Wer zu erſcheinen behindert iſt, muß den 
ihm zunaͤchſt er Stellvertreter ($. 28.), oder den 1 davon 
benachrichtigen, und jener Stellvertreter oder der dazu vom Vorſitzenden Ein⸗ 
es, ift dann berechtigt und verpflichtet, an der Verſammlung Theil zu 
nehmen. 


H. 41. 


Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes ſind nur dann guͤltig, wenn mindeſtens 
eilf ſtimmberechtigte Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreters, anweſend waren. 


H. 42, 


Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes werden durch abſolute Stimmenmehrheit 
der Anweſenden gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 0 


$. 43. 


Auch zu den, dem Ausſchuſſe obliegenden Wahlen iſt abſolute Stim⸗ 
menmehrheit erforderlich. Ergiebt ſich biefeibe nicht fogleich bei der erſten Ab⸗ 
ſtimmung, ſo ſind diejenigen beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen 
haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Wenn bei der erſten Abſtimmung 
die meiſten Stimmen auf mehr als zwei Perſonen gefallen ſind, ſo kommen 
dieſelben alle auf die engere Wahl. Bei jeder engeren Wahl hat, wenn nicht 
eine ungerade Zahl von Ausſchußmitgliedern anweſend iſt, der Vorſitzende zwei 
Stimmen abzugeben. Bei allen dem Ausſchuſſe obliegenden Wahlen, ſowie 
bei Beſchlußnahme über die Entfernung von Direktoren, reſpektive Ausſchuß— 
8 (H. 31.), tritt geheime Abſtimmung ein. Im Uebrigen hängt das 
bei den Abſtimmungen des Ausſchuſſes zu beobachtende Verfahren von dem 
Ermeſſen des Vorfißenden ab. 


F. 44. 


Ueber die Verhandlungen und Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes wird jebesmäl 
fofor 
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fofort in der Verſammlung oder unmittelbar nach 3 derſelben ein 

Protokoll aufgenommen, vor en der Ausſchußmitglieder verleſen und 

. Vorſitzenden und mindeſtens drei andern Ausſchußmitgliedern unter: 
rieben. 


C. Direktorium. 
$. 45. 


Das Direktorium befteht aus drei ordentlichen und drei ſtellvertretenden 
Mitgliedern. Die ſtellvertretenden Mitglieder nehmen an den Sitzungen des 
Direktorii mit berathender Stimme Theil. Im Falle ordentliche Direktions⸗ 
Mitglieder verhindert find, üben die ftellvertretenden Mitglieder das Stimmrecht 
nach der Reihenfolge aus, in welcher ſie, nach der Anzahl der erhaltenen 
Stimmen in das Direktorium gewaͤhlt ſind. 


$. 46, 


Die Mitglieder des Direktorü werden vom Ausſchuſſe und aus der Zahl 
ſeiner, durch die Generalverſammlung berufenen Mitglieder auf drei Jahre 
gewählt ($. 27.). Die ordentlichen Miglieder des Direktorii koͤnnen an den 
Sitzungen des Ausſchuſſes mit berathender Stimme Theil nehmen, in ſofern 
nicht ſie perſoͤnlich betreffende e oder Gegenſtaͤnde ihrer Verantwortlichkeit 
zum Vortrage kommen. Die ſtellvertretenden Mitglieder des Direktorü behalten 
ihre entſcheidende Stimme im Ausſchuſſe. Ebenſo iſt der Vorſitzende des 
Ausſchuſſes berechtigt, an den Sitzungen des Direftorii mit berathender Stimme 
Theil zu nehmen. 


§. 47. 
Der Ausſchuß wählt jährlich den Vorſitzenden des Direktorii. 


$. 48. 


Das Direktorium iſt die ausfuͤhrende Behörde der Geſellſchaft. Es ift 
als ſolche berufen, alle Angelegenheiten der Geſellſchaft nach Maaßgabe des 
Statuts zu verwalten. Insbeſondere hat es die derſelben gehörigen Gelder 
einzunehmen, aufzubewahren und daruͤber zum Beſten der Geſellſchaft zu ver⸗ 


en. nr 

5 Muͤßige Kaſſenbeſtaͤnde kann es auch durch Ausleihen gegen hinreichende 
Pfandſicherheit, durch Ankauf von Bahnaktien, ſobald dieſelben ausgegeben ſind 
(§. 12.) oder bei der Bank zinsbar belegen. Der Ausſchuß entwirft ein Regle⸗ 
ment und kontrollirt deſſen Befolgung, wonach das Direktorium bei zinsbarer 

Belegung der Kaſſenbeſtaͤnde zu verfahren hat. 
Es hat ferner die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes erforderlichen 
Grundſtuͤcke im Namen der Geſellſchaft zu erwerben und für die Erbauung der 
Eiſenbahn nach dem vom Ausſchuſſe genehmigten Plane, ſowie für die Errich- 
tung, Anſchaffung und Unterhaltung aller dazu nöthigen Gebäude, Utenſilien 
und Werkſtaͤtten, imgleichen für den Transportbetrieb auf der Bahn zu 9.949. 
(Nr. 2612. 49. 


on 


§. 49. 


Nach außen wird die Geſellſchaft durch das Direktorium vertreten. Es hat 
daher alle ei ie mit Behörden zu beſorgen und ift befugt, im Namen 
der Geſellſchaft Vertraͤge jeder Art, insbeſondere auch Vergleiche mit dritten 
Perſonen, abzuſchließen, Rechte der Geſellſchaft zu zediren, darauf Verzicht zu 
leiſten, Quittungen oder Loͤſchungskonſenſe zu deln Prozeſſe zu fuͤhren, die 
Entſcheidung von Streitigkeiten ſchiedsrichterlichen Ausſpruͤchen zu unterwerfen, 
Eide zu erlaſſen, fuͤr geſchworen anzunehmen, oder Namens der Geſellſchaft zu 
leiſten und die Ausuͤbung dieſer Befugniſſe anderen Perſonen zu uͤbertragen. 
Alles, was das Direktorium auf eine an ſich e e Weiſe mit dritten 
Perſonen Namens der Geſellſchaft verhandelt, iſt fuͤr dieſelbe verbindlich. Den 
Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm ſtatutenmaͤßig zuſtehenden 
Befugniſſe handle, iſt daſſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden zu fuͤhren, 
niemals verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch ſeine Handlungen die Geſellſchaft 
gegen Dritte unbedingt, ſo daß es nicht darauf ankommt, welche Beſchraͤnkun⸗ 
gen ihm durch das Statut oder ſonſt geſtellt ſein moͤchten. Seine Legitimation 
vor Gerichten und andern Behoͤrden fahrt das Direktorium durch ein auf Grund 
der gerichtlichen oder notariell beglaubten Wahlverhandlungen der Generalver⸗ 
ſammlung und des Ausſchuſſes (F. 22. und 35.) auszufertigendes Atteſt eines 
Gerichts oder Notars. 


$. 50. 


Auch in den, in den $$. 48. und 49. nicht ausdruͤcklich erwähnten Fällen 
iſt das Direktorium berechtigt und verpflichtet, alle Maaßregeln, die ſeiner ge⸗ 
wiſſenhaften Ueberzeugung zufolge, zur 1 der Geſellſchaftszwecke, na⸗ 
mentlich zur moͤglichſt vortheilhaften Erbauung, Einrichtung und Benutzung der 
Eiſenbahn nothwendig und foͤrderlich ſind, zu beſchließen und auszufuͤhren. 


$. 51. a 


In allen dieſen e handelt es, der Regel nach frei und 
ſelbſtſtaͤndig und hat lediglich feiner beſten Ueberzeugung zu folgen. Nur in 
den Fallen, in denen die Entſcheidung nach ausdrücklicher Beſtimmung des 
Statuts, der Generalverſammlung oder dem Ausſchuſſe vorbehalten iſt, muß 
das Direktorium die Beſchlußnahme derſelben einholen. 


8.32. 
Die Konferenzen des Direktorü werden von dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter geleitet. In Behinderungsfaͤllen wird dieſe Funktion von dem 
Vorſitzenden interimiſtiſch einem andern Direktor uͤbertragen. 


$. 33. 


Das Direktorium kann nur dann guͤltige Beſchluͤſſe faſſen, wenn min⸗ 
deſtens drei Mitglieder anweſend find. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. 5 
N $. 54. 
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Der Vorſitzende iſt befugt, Beſchluͤſſe des Direktor, die er nicht für 
zweckmaͤßig hält, auf feine Verantwortlichkeit zu ſuspendiren. Er muß jedoch 
alle ſolche Faͤlle unverzuͤglich dem Ausſchuſſe zur Entſcheidung vorlegen. 


$. 55. 


Der Vorſitzende iſt befugt, diejenigen Sachen, die nach ſeinem pflicht⸗ 
maͤßigen Ermeſſen zweifellos ſind und deshalb eines kollegialiſchen Beſchluſſes 
nicht beduͤrfen, allein und ohne Zuziehung der uͤbrigen Direktoren zu erledigen 
oder durch die Geſellſchaftsbeamten erledigen zu laſſen. Daſſelbe gilt von allen 
Sachen, die ohne Nachtheil für die Verwaltung nicht bis zu einer Zuſammen⸗ 
kunft des Direktorii aufgeſchoben werden duͤrfen. In Faͤllen der letzteren Art 
iſt jedoch das Direktorium nachträglich von der getroffenen Verfuͤgung in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen, und kann es dieſelbe ſodann abaͤndern. 


$. 56. 


Alle Erlaſſe und Ausfertigungen des Direktorü werden von dem Vor⸗ 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 


$. 57. 


Die Direktoren find der Geſellſchaft nur für ſolche Beſchluͤſſe und Hand⸗ 
lungen, welche dem Statut zuwiderlaufen, ſo wie fuͤr boͤſen Willen oder grobe 
Nachlaͤſſigkeit, verantwortlich. In einem ſolchen Falle haften alle Direktoren, 
die an dem Beſchluſſe oder der Handlung Theil genommen und nicht ihren 
Widerſpruch ausdruͤcklich erklärt haben, ſolidariſch. Fuͤr eigenmaͤchtige Hand⸗ 
lungen eines einzelnen Direktors haftet dieſer allein. 


$. 58. 


v Die Mitglieder des Ausſchuſſes und Direktorii verſehen ihre Funktionen 
in der Regel unentgeltlich und haben für die Abwartung der Sitzungen nur 
im Falle einer Reiſe Diaͤten und Reiſekoſten zu liquidiren. Jedes Ausſchuß⸗ 
und Direktionsmitglied, welchem laufende Gefchäfte außer der Theilnahme an 
den Sitzungen zugetheilt werden, hat jedoch Anſpruch auf eine dieſen Geſchaͤf⸗ 
ten angemeſſene firirte Remuneration. Der Ausſchuß beſtimmt deren Hoͤhe und 
unterwirft fie jährlich einer Reviſion, ſofern fie nicht ausdruͤcklich auf eine 
laͤngere Zeit ausgeſetzt iſt. 


$. 59. 


Das Direktorium hat die zur Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe erforderlichen 
Geſellſchaftsdeamten nach Maaßgabe und innerhalb der Graͤnzen des vom 
Ausſchuſſe feſigeſetzten Etats anzuſtellen, mit Inſtruktion zu verſehen und dem 
Befinden nach wieder zu entlaſſen. / 

Es ift bei der Wahl derſelben der Regel nach nicht befchränft. Nur 
zu der Wahl 

(Nr. 26120 a) des 
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a) des erſten Betriebsbeamten (Bevollmaͤchtigten und Betriebsdirektors), der 
die adminiſtrative Geſchaͤftsfuͤhrung, 

b) des Rendanten, der die Kaſſen-, Buch- und Rechnungsfuͤhrung zu be⸗ 
ſorgen hat, 


muß das Direktorium die Beſtaͤtigung des Ausſchuſſes einholen. Es ſteht dem 
Ausſchuſſe frei, die Stelle des Betriebsdirektors mit der des Vorſitzenden des 
Direktorü auf die Dauer einer Wahlperiode zu vereinigen und dem Betriebs: 
Direktor, wenn er auf unbeſtimmte Zeit in die Dienſte der Geſellſchaft getre⸗ 
ten iſt, fuͤr die Dauer ſeiner Funktionen Sitz und Stimme im Direktorio und 
Ausſchuſſe einzuraͤumen. 


Dritter Abſchnitt. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


$. 60. 


Das Komité, welches ſich unter Zuſtimmung der Aktionaire und unter 
der Leitung des Königlichen Regierungskommiſſarius zur Bildung der Aktien⸗ 
Geſellſchaft vereinigt hat, hat die Befugniß: 


1) alle zur Erlangung der definitiven Konzeſſion erforderlichen Einleitungen 
auf eine fuͤr die Geſellſchaft verbindliche Weiſe zu treffen, namentlich 


2 für Ausführung des mit der Berlin » Potsdamer Eiſenbahngeſellſchaft 
wegen Vereinigung ihres und des Potsdam-Magdeburger Eienbahn⸗ 
Unternehmens geſchloſſenen Vertrages zu ſorgen, 


3) Erklaͤrungen abzugeben, um den Bau einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen 
N agdeburger und Berlin-Hamburger Eiſenbahn zu be⸗ 
wirken; 


4) bis zur Allerhoͤchſten ui der Statuten die Geſellſchaft mit 
Bi Ne dem Direftorio und Ausſchuſſe beigelegten Befugniſſen zu 
vertreten. 


Das Komité wird auch während der ganzen Bauzeit das Direktorium 
der Geſellſchaft bilden. 

Es treten deſſen Mitglieder zugleich bis zum Ablauf derjenigen drei Jahre, 
fuͤr welche die erſten Wahlen ag Ausſchuſſe getroffen werden, in denſelben und 
die Aktionaire wählen für dieſen Zeitraum nur die übrigen, zur Ergänzung der 
ſtatutenmaͤßigen Zahl noͤthigen Mitglieder des Ausſchuſſes und deren Stell 
vertreter. Die Mitglieder des Komités find, gleich den übrigen Ausſchußmit⸗ 

liedern fähig, für die folgenden Wahlperioden, ſowohl vom Ausſchuſſe, als 
en Aktionairen wieder gewaͤhlt zu werden. 


Vierter 
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Vierter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen.“ 


$. 61. 

Die Geſellſchaft unterwirft ſich nicht allein dem allgemeinen geſetzlichen 
Aufſichtsrechte der Koͤniglichen Regierung und der Benutzung ihrer Eiſenbahn 
für militairiſche Zwecke unter den, Geſetzſammlung von 1843. Seite 373. ver⸗ 
Öffentlichten Bedingungen, ſondern fie räumt der Königlichen Regierung auch 
folgende Befugniſſe ein: 

1) den Fahr- und Frachttarif für Perſonen- und Guͤterbefoͤrderung und 
den Bahngeldtarif, ſo wie jede Aenderung dieſer Tarife zu genehmigen; 

2) den Fahrplan zu genehmigen und noͤthigenfalls abzuaͤndern, 

3) die Bedingungen zu reguliren, unter welchen die Geſellſchaft den Betrieb 
auf den an die ihrige anſchließenden Eiſenbahnen uͤbernehmen kann, 

4) durch ihren beſtaͤndigen Kommiſſarius 


a) die Verhandlungen des Direftorii (reſpektive des Komité während der 
Bauzeit) ſo weit ſie es fuͤr angemeſſen erachtet, leiten zu laſſen und 
b) deſſen, gegen ſeine Anſicht gefaßten Beſchluͤſſe zu ſuspendiren, um 
entweder die Entſcheidung der Koͤniglichen Regierung oder des Aus— 
ſchuſſes einzuholen, je nachdem ſich der Fall zur Entſcheidung durch 

die erſtere oder durch die Geſellſchaft eignet. 


H. 62. 


Alle an die Aktionaire, an unbekannte Eigenthuͤmer einzelner Aktien oder 
an andere unbekannte Intereſſenten gerichtete Einladungen oder Bekannt⸗ 
machungen in Angelegenheiten der Geſellſchaft werden in die Preußiſche allge⸗ 
. eitung, in zwei andere Berliner: und die Magdeburger Zeitung em: 
geruͤckt. 


Iſt dieſes geſchehen, fo kann ſich Niemand mit der Ausflucht ſchuͤtzen, 
daß ihm der Inhalt des Erlaſſes nicht bekannt geworden ſei. 


$. 63. 


Streitigkeiten, welche in Eiſenbahnangelegenheiten uber gegenſeitige Rechte 
und Verbindlichkeiten zwiſchen einzelnen Aftionairen untereinander, oder zwiſchen 
der Geſellſchaft und einzelnen ihrer Mitglieder entſtehen, duͤrfen mit Ausnahme 
des H. 38. erwähnten Falles nur durch ein ſchiedsrichterliches Verfahren ge⸗ 
ſchlichtet werden. Das Direktorium hat das ſchiedsrichterliche Verfahren ein⸗ 
Pannen ſobald einer der ſtreitenden Theile darauf antraͤgt. Es ertheilt beiden 

arteien eine Friſt zur Wahl von zwei Schiedsrichtern. Von jeder Parthei 
wird einer derſelben gewaͤhlt. Wenn eine Parthei in der ihr geſtellten Friſt 
em Direktorio einen von ihr gewaͤhlten Schiedsrichter nicht namhaft macht, 
ſo wird derſelbe vom Direktorio ernannt. Beide Schiedsrichter wählen gemein 
Jahrgang 1845, (Nr. 26122613.) 80 ſchaft⸗ 
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ſchaftlich einen Dritten als Obmann. Die Parteien legen ihnen den ftreiti- 
gen Fall unter Beifuͤgung der erforderlichen Dokumente vor und die Schieds— 
richter entſcheiden daruͤber nach Stimmenmehrheit. 
Die Vollſtreckung der ſchiedsrichterlichen Urtheile bleibt dem ordentlichen 
Richter vorbehalten. 


F. 64. 


Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft auf die H. 26. vorgeſchriebene Weiſe 
und unter Genehmigung des Staats beſchloſſen, ſo hat das Direktorium, in 
Uebereinſtimmung mit dem Ausſchuſſe und unter Befolgung der F. 28. des 
Geſetzes vom 9. November 1843. (Geſetzſammlung pagina 143.) ertheilten 
Vorſchriften das geſammte Eigenthum der Geſellſchaft moͤglichſt vortheilhaft 
zu veraͤußern und den Erloͤs, nach Abzug aller, vorher gehörig feſtzuſtellenden 
und zu bezahlenden Schulden, auf ſaͤmmtliche Aktien gleichmaͤßig zu vertheilen. 


(Nr. 2613.) Allerhoͤchſtes Privilegium wegen Emiſſion von 2,367,200 Thaler Prioritaͤts⸗ 
Obligationen der Potsdam + Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 
17. Auguſt 1845. 


* N a 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem von Seiten der unterm heutigen Tage von Uns beſtaͤtigten 
Potsdam: Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen worden ift, der⸗ 
ſelben put Abfindung der Aktionaire der Berlin-Potsdamer Eiſenbahngeſellſchaft 
fuͤr Ueberlaſſung ihrer Bahn nebſt allem Zubehoͤr an jene Geſellſchaft und zur 
Einloͤſung der zufolge des unterm 6. April 1839. beſtaͤtigten Statutnachtrages 
der Berlin-Potsdamer Eiſenbahngeſellſchaft vom 13. Maͤrz 1839. emittirten 
Prioritaͤtsaktien, außer dem ſtatutmaͤßigen Fonds von 4,000,000 Thalern die 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obli⸗ 
gationen, jede zu 200 Rthlr., im Betrage von 2,307,200 Thalern, zu geſtatten, 
fo ertheilen Wir, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Gmiffion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden 
Bedingungen: 

n 


Die Obligationen, auf deren Ruͤckſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums 
beigefuͤgt wird, zerfallen in zwei Klaſſen; 
die 
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die erſte Klaſſe, mit Litt. A. bezeichnet, iſt zur Abfindung der Aktionaire 
der Berlin-Potsdamer Bahn beſtimmt; die Obligationen dieſer Klaſſe wer— 
den, jede zu 200 Thaler Kurant, in fortlaufenden Nummern von 1 bis 
10,000. ausgefertigt, und duͤrfen von Seiten der Potsdam- Magdeburger 
Eiſenbahngeſellſchaft nicht gekuͤndigt, ſondern nur allmaͤhlig amortiſirt wer⸗ 
den; die zweite Klaſſe, mit Lit. B. bezeichnet, wird ſtatt der gekuͤndigten 
Prioritaͤtsaktien der Berlin-Potsdamer Eiſenbahngeſellſchaft und nach deren 
Amortiſation, reſp. Deponirung des Betrages der nicht erhobenen Aktien, 
in Obligationen ebenfalls zu 200 Thaler Kurant in fortlaufenden Num⸗ 
mern von 10,001 bis 11,836. ausgefertigt. 


Beide Klaſſen von Obligationen werden nach dem beiliegenden Schema aus: 
5 gefertigt und von dreien Direktoren und dem Rendanten der Geſellſchaft un— 
terzeichnet. 


Wir geſtatten der Potsdam- Magdeburger Eiſenbahn-Geſellſchaft, jedoch 
unbeſchadet der fortſchreitenden Tilgung, die Zahl der Obligationen Litt. B. 
um ebenſo viel zu vermehren, als fie die Zahl der Obligationen Litt. A. vers 
mindern wird. 


H. A 

Die Obligationen tragen vier Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung 
werden den Obligationen zunaͤchſt für 6 Jahre 12 halbjaͤhrige, vom 1. Ja⸗ 
nuar d. J. an laufende, am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre 
zahlbare Zinskupons Nr. 1. bis 12. nach beiliegendem Schema beigegeben. 
. Beim Ablauf dieſer und jeder folgenden fechsjährigen Periode werden nach 
vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung fuͤr anderweite ſechs Jahre neue Zins⸗ 
kupons ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des letzten 
Kupons — mit deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den Empfang der neuen quit⸗ 
tirt wird — ſofern nicht vor deſſen Faͤlligkeitstermine dagegen von dem In⸗ 
haber der Obligation bei dem Direktorio ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden 
iſt; im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den In⸗ 
haber der Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem jedesmaligen letzten 

Kupon beſonders vermerkt. 


8 
Die Anfprüche auf Zinſenverguͤtung erlöſchen, und die Zinskupons wer⸗ 
den unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Ver: 
fallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


§. 4. 

Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
fie zur Zuruͤckzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, fo 
muſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter, als an jenem 
Tage, verfallen, mit der faͤlligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies 
nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt 
und zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. F 

(Nr. 2613.) 80% H. 5. 


Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird jährlich ein halbes Prozent 
von dem Kapitalbetrage aller emittirten Obligationen verwendet. Dieſer zur 
Amortiſation beſtimmte Betrag wird jedoch fuͤr die naͤchſten zehn Jahre mit 
Einſchluß des Jahres 1845. und bis eine Summe von 367,200 Thalern amor— 
tiſirt fein wird, nur zur Tilgung der Obligationen Litt. B. verwendet, dem: 
nächft aber zur Amortiſation einer verhaͤltnißmaͤßig gleichen Zahl von Obliga⸗ 
tionen Litt. A. und B. Der Geſellſchaft bleibt es vorbehalten, mit Geneh⸗ 
migung Unſeres Finanzminiſters, nicht nur den Tilgungsfonds fuͤr die Obliga⸗ 
tionen Litt. B. zu verſtaͤrken, ſondern auch die ſaͤmmtlichen noch nicht getilgten 
Obligationen dieſer Klaſſe zur Ruͤckzahlung mit Einem Male zu kuͤndigen. Die 
Obligationen Litt. A. werden aber auch alsdann nur in dem Maaße amorti- 
ſirt, als wenn der Tilgungsfonds fortwaͤhrend nur in einem halben Prozent 
des Geſammtkapitals beider Serien beſtaͤnde. Auch findet eine Kündigung der 
Obligationen Litt. A. von Seiten der Geſellſchaft gar nicht und eine ſtaͤrkere 
Verlooſung derſelben zum Zwecke ihrer allmaͤligen Tilgung, als vorſtehend 
feſtgeſetzt iſt, ebenfalls nicht Statt. Die Beſtimmung der jaͤhrlich zur Tilgung 
kommenden Obligationen geſchieht durch Auslooſung Seitens des Direktorit mit 
Zuziehung eines das Protokoll fuͤhrenden Notarius, in einem vierzehn Tage 
uvor einmal Öffentlich bekannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der 
Zutritt freiſteht. Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſeten Obli— 
gationen, ſowie eine etwaige allgemeine Kuͤndigung der Obligationen Litt. B. 
erfolgt durch dreimalige Einruͤckung in die Öffentlichen Blätter (F. 10.); die 
erſte Einruͤkung muß mindeſtens drei Monate vor dem beſtimmten Zahlungs⸗ 
Termin Statt finden. Die Einloͤſung der ausgelooſeten Obligationen geſchieht 
am 1. Juli jeden Jahres, die der Obligationen Litt. B. zuerſt im Jahre 1845., 
die Einloͤſung der gekuͤndigten Obligationen Litt. B. kann ſowohl am 2. Ja⸗ 
nuar als am 1. Juli jeden Jahres Statt finden. 

Die Rückzahlung erfolgt in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen 
Auslieferung der Obligationen an deren Praſentanten. Die im Wege des 
Tilgungsverfahrens eingeloͤſten Obligationen werden unter Beobachtung der 
oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, 
welche im Wege der Kündigung oder der Rückforderung (F. 8.) eingeloͤſt wer⸗ 
den, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. Ueber die 2 usfuͤhrung der Tilgung 
wird dem fuͤr das Eiſenbahn-Unternehmen beſtellten Kommiſſarius jährlich 
Nachweis gefuͤhrt. 

H. 6. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt wer— 
den, fo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen. Fir dergeſtalt amortiſirte, fo wie auch fir zerriſſene oder 
ſonſt unbrauchbar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gänzlich 
zu kaſſirende Obligationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 


K. J. 
Die Nummern der zur Zurüczahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor— 
gezeigten 
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gezeigten Obligationen werden während drei Jahren nach dem Zahlungstermin 
jahrüch einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft, Behufs der Empfang: 
nahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht 
innerhalb zehn Jahren nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung vor- 
gezeigt werden, find werthlos, welches von dem Direktorium unter Ans abe der 
werthlos gewordenen Nummern alsdann oͤffentlich zu erklaͤren iſt. Die Ge⸗ 
ſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtungen mehr. 


F. 8. 

Außer dem im F. 5. gedachten Falle ſind die Inhaber der Obligationen 
ee, deren Nennwerth in folgenden Faͤllen von der Geſellſchaft zuruͤck 
zu fordern: 

a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung pra- 
ſentirt werden, länger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
anderen dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; 

c) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe, Schul⸗ 
denhalber Exekution vollſtreckt wird; 

d) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht einge: 
halten wird. 

a In den Faͤllen a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Fälle eintritt, zuruͤckgefordert werden; im Falle d. ift dagegen eine 
dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht der Zuruͤckforderung dauert in dem Falle a. bis zur Zahlung 
des betreffenden Zinskoupons, in dem Falle b. bis zur Wiederherſtellung des 
ununterbrochenen Transportbetriebes, in dem Falle c. ein Jahr, nachdem der 
vorgeſehene Fall eingetreten iſt, das Recht der Kuͤndigung, in dem Falle d. 

rei Monate von dem Tage ab, an welchem die 2 der Obligationen 
hatte erfolgen ſollen. 
$. 9. 

Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: 

a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
er von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſell— 
ſchaft vor. b 

b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen; dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhoͤfe 
befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der 
Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinen zur Errichtung von 
Poſt⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen oder welche zu Packhöfen 

oder Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Fuͤr den Fall, daß 

Unſere Gerichte einen Nachweis daruͤber erfordern ſollten, ob ein Grund— 

ſtuͤck zur Eiſenbahn und den Bahnhöfen erforderlich ſei oder nicht, genuͤgt 

ein Atteſt des fuͤr das Eiſenbahnunternehmen beſtellten Kommiſſarius. 

(Nr. 2613.) c) Die 
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c) Die Geſellſchaft darf weder Prioritaͤtsaktien kreiren, noch neue Darlehne 
aufnehmen, es ſei denn, daß fuͤr die jetzt zu emittirenden Obligationen 
das Vorzugsrecht ausdruͤcklich ſtipulirt werde, oder daß das Anlehen zur 
Errichtung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen der Potsdam-Magdeburger 
und der Berlin-Hamburger Eiſenbahn erforderlich werden ſollte, in 
welchem Falle einem ſolchen auf die Zweigbahn aufzunehmenden Anlehen 
zum Belaufe von 1,500,000 Thalern ein Hypothekrecht mit gleichen Vor⸗ 
zuͤgen, als den auf Grund dieſes Privilegii zu emittirenden Obligationen 
von der Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft eingeraͤumt werden 
darf, wogegen alsdann die mit jenem Kapitale zu erbauende Zweigbahn 
ebenfalls dem Hppothekenrechte der Inhaber der jetzt zu emittirenden 
Obligationen mit gleichen Vorzuͤgen wie das Anlehen von 1,300,000 
Thalern unterliegt. 

Zur Sicherheit für das im K. 8. feſtgeſetzte Ruͤckforderungsrecht iſt den 
Inhabern der Obligationen von der Potsdam- Magdeburger Eiſenbahn— 
Geſellſchaft das Geſellſchaftsvermoͤgen dergeſtalt verpfaͤndet, daß denſel⸗ 
ben die hypothekariſche Eintragung auf die der Geſellſchaft gehörigen 
Immobilien geſtattet worden iſt. 

Die vorſtehend unter b. und c. erlaſſenen Beſtimmungen ſollen jedoch auf die- 
jenigen Obligationen ſich nicht beziehen, die, zur Zuruͤckzahlung fallig erklaͤrt, 
nicht innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung 
gehoͤrig praͤſentirt werden. 


— 
— 
— 
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Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen offentlichen Bekanntmachungen 
muͤſſen in die Allgemeine Preußiſche, in eine zweite, in Berlin erſcheinende und 
in die Magdeburger Zeitung eingeruͤckt werden. Sollte eins dieſer Blaͤtter ein- 
gehen, fo genuͤgt die Bekanntmachung in den beiden anderen, bis zu anderwei⸗ 
tigen, mit Genehmigung Unſeres Finanzminiſters zu treffenden Beſtimmungen. 


11. 


Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, die jeder⸗ 
zeit nach der Wahl der Berechtigten aus der Geſellſchaftskaſſe in Berlin oder 
Potsdam geleiſtet wird, kann kein Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 
Zur Urkunde Dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhaͤndig vollzogen, und 
unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. N 
Gegeben Stolzenfels, den 17. Auguſt 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Flottwell. Ühden. 


Potsdam⸗ 


Potsdam + Magdeburger Eiſenbahn⸗ Obligation. 
Litera Nr.. 495 +% 
über 
200 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation Lit n hat auf Hoͤhe von 
Zweihundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemaͤßheit 
des umſtehend abgedruckten Allerhoͤchſten Privilegii emittirten Kapitale von 
2,367,200 Thalern. 

Die Zinſen mit Vier Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen die ausgegebenen, 
am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrigen Zinskupons 
zu erheben. 


nn 


Die Direktion der Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(unterſchriften von drei Direktoren.) 


Der Rendant 
N. 


N Eingetragen 
im Obligationsbuch Fol. 
Mit dieſer Obligation ſind fuͤr den Zeitraum vom 1. Januar 1841. 
zwölf halbjaͤhrige Zinskupons Nr. 1. bis 12. AuBgearen, von welchen 
er letzte den umſtehend F. 2. beſtimmten Vermerk enthält. 


(Nr, 2613.) Erster 
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Erster Zinscoupon 
zur 


Potsdam- Magdeburger Eisenbahn- Obligatien. 


Littera e e 


vier Thaler Preußiſch Aurant 


hat Inhaber Dieſes vom 1. Juli 1845. ab, in Potsdam oder Berlin aus 
unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. — Dieſer Zinskupon wird unguͤltig und 
werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung 
praͤſentirt wird. . N 


Potsdam, den un sonne 


Die Direktion der Potsdam-Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Eingetragen in der Zinskontrolle Fol. ..... 
(Unterſchrift des Kontrolleurs.) 


(Kupon Nr. 12. Bemerkung.) 


Der Praͤſentant dieſes Kupons iſt zur Entgegennahme der folgenden, 
uͤber deren Empfang er zugleich durch deſſen Ruͤckgabe quittirt, berech⸗ 
tigt, wenn dagegen nicht vor dem Faͤlligkeitstermine deſſelben, dem 
2. Januar 1851., vom Inhaber der Obligation bei der Direktion 
ſchriftlich Widerſpruch erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung 
der neuen Kupons gegen beſondere Quittung an den Inhaber der 
Obligation erfolgt. 


